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Bezug: Kleine Anfrage der Abgeordneten Prinz von Sayn- 
Wittgenstein-Hohenstein, Dr. Gruhl, Josten, Frau 
Tübler, Dr. Hammans und Genossen 
- Drucksache VI/1915 - 


Im Einvernehmen mit dem Bundesminister des Innern beant- 
worte ich die Kleine Anfrage wie folgt: 


1. Warum beabsichtigt die Internationale Kommission zum Schutz 
des Rheins eine Großaufhaldung zugunsten französischer Fir- 
men, die den Rhein erheblich mit Rückstandssalzen belasten, 
mit öffentlichen Geldern durchzuführen, während in ähnlichen 
Fällen deutsche Firmen die Kosten allein zu tragen haben? 

Die Internationale Kommission zum Schutz des Rheins gegen 
Verunreinigung trifft lediglich Empfehlungen. Ob und inwie- 
weit den Anliegerstaaten empfohlen wird, je nach Interessen- 
lage und Verunreinigung an den Kosten der Aufhaidung sich zu 
beteiligen, werden die weiteren Beratungen ergeben. Da das 
Salz mit wirtschaftlich und finanziell vertretbaren Mitteln nicht 
beseitigt werden kann, hat die Internationale Kommission zum 
Schutz des Rheins gegen Verunreinigung nunmehr als wirk- 
same und realisierbare Möglichkeit in Erwägung gezogen, daß 
die im Elsaß anfallenden Abfallsalze aufgehaldet werden. Die 
Salzfracht stammt zu etwa 50% aus französischen und zu etwa 
40 % aus deutschen Einleitungen. 

Während die aus Frankreich stammende Salzfracht größtenteils 
von Abfallsalzen der elsässischen Kaligruben herrührt, werden 
aus der Bundesrepublik Deutschland erhebliche Salzmengen aus 
abgepumpten Abwässern der Kohlegruben, aber auch von 
anderen Industriebetrieben dem Rhein zugeführt. 
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2. Bedeutet das nicht eine Subventionierung, die den Römischen 
Verträgen widerspricht, da sie die Wettbewerbssituation ver- 
schieben kann? 

Wie sich aus der Antwort zu 1. ergibt, ist die Frage einer Sub- 
ventionierung durch Haushaltsmittel von Bund und Ländern 
bisher innerhalb der Internationalen Kommission zum Schutze 
des Rheins gegen Verunreinigung nicht abschließend erörtert 
worden. Eine Subventionierung würde an der derzeitigen Wett- 
bewerbssituation nichts ändern, da für die elsässischen Kaligru- 
ben schon heute ein Wettbewerbsvorteil infolge der „kosten- 
losen" Einleitung der Restsalze in den Rhein besteht. Nach 
Meinung der Bundesregierung wird jedoch zu prüfen sein, ob 
der zur Zeit bestehende Kostenvorteil der elsässischen Kali- 
gruben gegenüber deutschen Wettbewerbern dadurch aufrecht- 
erhalten werden soll, daß für eine Aufhaidung der elsässischen 
Restsalze Hilfen aus dem Bundeshaushalt gewährt werden. 
Nach Meinung der Bundesregierung müßten derartige Hilfen 
aus öffentlichen Haushalten nach den Beihilfevorschriften des 
EWG-Vertrages, Artikel 93 Abs. 3, der Kommission der euro- 
päischen Gemeinschaften notifiziert werden. 


3. Welche Schritte hat die Bundesregierung bzw. der Herr Bundes- 
kanzler im Rahmen der gegenseitigen Konsultationen unter- 
nommen, um die französische Regierung zu veranlassen, daß 
auch gegenüber den Mines de Potasse d'Alsace das Verur- 
sachungsprinzip durchgesetzt wird? 

Im Rahmen der gegenseitigen deutsch-französischen Konsul- 
tationen ist die französische Regierung auf das von den Mines 
de Potasse d'Alsace verursachte Problem hingewiesen worden. 
Die Durchsetzung des Verursachungsprinzips gegenüber den 
Mines de Potasse d'Alsace erscheint den französischen Vertre- 
tern in der Internationalen Kommission zum Schutze des Rheins 
gegen Verunreinigung nur dann angebracht, wenn die tech- 
nischen und finanziellen Voraussetzungen einer Großaufhal- 
dung endgültig geklärt sind und wenn die übrigen Verursacher 
der Rheinversalzung und Nutznießer einer Verbesserung sich in 
angemessener Weise an den Kosten beteiligen. 


In Vertretung 

Börner 



